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Edass yon Quartierplan-Vo[Scbriften "MILCHI" 

Gestützt auf § 4 des kantonalen Baugesetzes (Bau G) vom 15. Juli 1967 erlässt die 
Einwohnergemeinde Aesch Quartierplan-Vorschriften, bestehend aus Quartierplan und 
Quartierplanreglement "MILCHI" sowie einem Modell Mst. 1 :500. 

A QUARTIERPLAN 

B 

Der Quartierplan besteht aus folgenden Einzelplänen: 

Plan 1, Nutzung 

Plan 2, Gestaltung und 
Erschliessung 

Plan 3, ParzelIierung 

Plan 4, Parking 

Modell 1: 500 

Bautenbegrenzung, Nutzungsarten, 
oberirdische Erschliessung 

Gestaltung der Bauten und Freiflächen 

Baulandumlegung 

Parkierung richtungsweisend 

richtungsweisend 
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1 ZWECK DER PLANUNG 

Der Quartierplan "MILCHI" dient der Emeuerung und der massvollen, 
baulichen Entwicklung innerhalb des Quartierplan-Perimeters. 
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Die Planung gewährleistet eine wohnhygienisch, architektonisch und 
städtebaulich befriedigende Gesamtüberbauung, bei einer haushälterischen 
Nutzung des Bodens. 

2 GELTUNGSBEREICH 

Die Vorschriften finden Anwendung auf die im Quartierplan durch einen 
Perimeter begrenzte Fläche. Die betroffenen Parzellen sind in Plan 3 
aufgelistet. 

3 LAGE UND GRÖSSE DER BAUKÖRPER 

Lage und Grösse ergeben sich aus folgenden Bestimmungsgrössen: 

3.1 Verbindliche Bauflucht 

3.1.1 Die verbindliche Bauflucht ist eine Baulinie im Sinne von § 86 Absatz 5 
BauG 

Die davon betroffene Fassade (Bauflucht) muss auf diese Linie gebaut 
werden. 

Einzelne Bauteile dürfen diese Bauflucht im Sinne der §§ 10, 11 und 12 WO 
zum Bau G überragen. 

3.1.2 Unterirdische Bauten entlang des Strassenareals dürfen den Raum zwischen 
Eigentumsgrenze und verbindlicher Bauflucht nutzen, sofem die Grund­
eigentümer die entsprechende Einwilligung erteilen (Hauptstrasse). 

3.1.3 Die verbindlichen Baufluchten sind im Plan 1 festgelegt. 
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3.2 Flexible Bauflucht 

3.2.1 Die flexible Bauflucht ist eine Baulinie im Sinne von § 86 Absatz 5 Bau G. Sie 
gewährleistet die notwendige Flexibilität bei der Detailgestaltung der 
Grundrisse. Die davon betroffenen Fassaden (Bauflucht) können bis zu 1.50 
m von dieser Linie abweichen, sind aber zwingend parallel oder rechtwinklig 
zu dieser Linie zu erstellen. Balkone dürfen bis 2.00 m über diese flexible 
Bauflucht auskragen und dürfen durch einzelne Stützen ausserhalb der 
Bauflucht getragen werden. Andere Bauteile dürfen diese Bauflucht im Sinne 
von § 12 WO zum Bau G überragen. 

3.2.2 Die flexiblen Baufluchten sind im Plan 1 festgelegt. 

3.3 Maximal überbaubare Fläche 

3.3.1 Die maximal überbaubare Fläche ergibt sich aus der Begrenzung durch die 
verbindliche Bauflucht und die flexible Bauflucht, letztere + 1.50 m. 

3.3.2 Die nicht überbauten Teile der maximal überbaubaren Fläche gemäss Absatz 
1 und 2 sind wie die angrenzenden Freiflächen zu gestalten. 

3.3.3 Die maximal überbaubare Fläche ist im Plan 1 festgelegt. 

3.4 Arkadenbauflucht. 

3.4.1 Die Arkadenbauflucht ist eine Baulinie im Sinne von § 86 Absatz 1 und 3 
Bau G. Sie begrenzt das Geschoss, das bis an diese Linie gebaut werden 
darf. 

3.4.2 Die Arkadenflucht ist in Plan 1 festgelegt. 

3.5 Gebäudeprofil 

3.5.1 Das Gebäudeprofil besteht aus Vollgeschossen und Dachgeschoss sowie 
aus den Vorschriften über die maximal zulässigen Geschosshöhen, gemes­
sen ab Kote OK rohe Decke und aus den Vorschriften über Dachformen und 
Neigungen. 

Die Vollgeschosse dürfen die nachfolgenden Geschosshöhen, von OK rohem 
Fussboden bis OK rohe Decke gemessen, nicht überschreiten: 

- Voll geschoss mit Geschäftsnutzung 
- Vollgeschoss mit Wohnnutzung 

4.00m 
2.85m 

3.5.2 Die Anzahl der Vollgeschosse ist im Plan 1 verbindlich festgelegt. 

Die Anzahl der Vollgeschosse der Flachdachbauten ist im Plan 2 verbindlich 
festgelegt. 



3.5.3 Das Dachgeschoss darf eine Kniestockhöhe von max. 1.00 m im Licht 
aufweisen. 

3.6 Nutzungsmass 

3.6.1 Das Nutzungsmass ergibt sich aus der maximal zulässigen Nutzfläche. 

Sie beträgt: 

Parzelle Nr. 400 
Parzelle Nr. 406 
Parzelle Nr. 3513 
Parzelle Nr. 411 
Parzelle Nr. 412 
Parzelle Nr. 416 
Parzelle Nr. 398 

Total Nutzung 

140.00 m2 
140.00 m2 

0.00m2 
1'100.00 m2 

370.00 m2 
1'755.00 m2 

365.00 m2 

3'870.00 m2 

Anteil Objekt A 
Anteil Objekt A 
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Beim ordentlichen Baugesuch ist die Nutzfläche jedoch gemäss Absatz 3.6.2 
und 3.6.3 zu bestimmen. Die berechnete Nutzfläche dient zum Nachweis der 
Nutzungsanteile, gemäss Abschnitt 4. 

3.6.2 Zur Nutzfläche zählen: 

_ Vollgeschossflächen, die zu Wohn- und Geschäftszwecken genutzt 
werden, inklusive Umfassungsmauern, Innenwände, Treppenhäuser, Lift-
und Leitungsschächte. 

Dachgeschosse die zu Wohn- und Geschäftszwecken genutzt 
werden, inklusive Umfassungsmauern, Innenwände, Treppenhäuser, Lift 
und Leitungsschächte, ab einer lichten Höhe von 2.00 m. 

3.6.3 Nicht zur Nutzfläche zählen: 

_ Alle nutzbaren unterirdischen Räume wie Waschküchen, Trockenräume, 
Keller- und Lagerräume, technische Räume, Autoeinstellplätze, Velo- und 
Mofaabstellräume, Kinderwagen- und Containerräume, Gemein­
schaftsräume. Derartige Räume dürfen in einem Ausmass von 3 % der 
Gesamtnutzung in einem Vollgeschoss nutzungsfrei untergebracht 
werden. 

Pro Wohnung ein Reduit von max. 5.0 m2 Grundfläche. 

Balkone und überdeckte Sitzplätze von Wohnbauten. 

_ Wintergärten gemäss ZR 5163 (GV-Beschluss vom 27.01.1989). 

Offene, gedeckte Passagen. 
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Unbeheizbare Bauten im Bereich für Zwischenbauten 

3.6.4 Nutzungsumlagerung 

Geringfügige Nutzungsumlagerungen innerhalb des Quartierplan­
perimeters sind möglich. 

4. NUTZUNGSART 

Es werden unterschjeden: 

4.1 Wohnberejch 

Die Nutzung dient dem Wohnen. Die Bewilligungsbehörde kann kleinere 
Bürobetriebe und Etagengeschafte, die vom Wohnbaucharakter nicht 
abweichen, gestatten, sofern der WOhnnutzungsanteil im Gebäude einen 
Anteil von 70 % pro Baukörper nicht unterschreitet. 

4.2 Wohn-/Gescbäftsberejch (Bauten entlang der Hauptstrasse) 
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Die Nutzung dient dem Wohnen und wenig störenden Betrieben, gemäss ZR 
4/63. Gebäude, in denen Betriebe untergebracht sind, müssen sich dem 
Wohnbaucharakter anpassen. 

Ca. 50 % der beanspruchten Nutzfläche muss zu Wohnzwecken dienen. 

Die Bewilligungsbehörde kann eine Unterschreitung des Wohnnutzungs­
anteiles gestatten, sofern die Marktsituation dies erfordert. 

5. GESTALTUNGSVORSCHRIFTEN 

5.1 

Gestaltung, Materialwahl und Farbgebung der Bauten des gleichen 
Nutzungstyps, sind grundsätzlich aufeinander abzustimmen. 

Fassaden 

Dachaufbauten 

Dachflächenfenster 

murale Bauweise aller Fassaden 

Ziegeleindeckung 

in Absprache mit der Ortskernkommission 
möglich 

in Absprache mit der Ortskernkommission 
möglich 
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5.2 Freiflächen 

Die Gartenanlagen, wichtige Bepflanzungen und die Verkehrsflächen sind im 
Plan 2 festgelegt. 

Für die Bepflanzung sollen im Sinne des ökologischen Ausgleiches 
vorwiegend einheimische, standortgerechte Arten verwendet werden. 

Plätze und Wege sind nach Möglichkeit mit wasserdurchlässigen Belägen 
und Materialien zu befestigen. 

Kinderspielplätze sind im Gestaltungsplan innerhalb des 
Baugesuchsverfahrens mit der Ortskernkommission abzusprechen. 

Die Bewilligungsbehörde kann Ausnahmen bewilligen für Bauten, wie z.B. 
Veloschutzdächer, mit max. 12.00 m2 Grundfläche und max. 2.40 Höhe ab 
Terrain, sofern sie im Sinne des Quartierplanes und des Gestaltungsplanes 
sind. 

Der Standort für eine Kompostierungsanlage ist im Plan 2 festgelegt. 

Der Standort für die Entsorgung ist im Plan 2 festgelegt. 

5.3 Mitsprache Gemeinderat 

Dem Gemeinderat steht bezüglich Bau- und Freiflächengestaltung ein 
verbindliches Mitspracherecht zu. Er kann zu diesem Zweck die Ortskern-
kommission beiziehen. 

6 VERKEHRSANLAßEN 

6.1 Erschliessung 

6.1.1 Die Erschliessung, bestehend aus öffentlichen und privaten Strassen sowie 
öffentlichen und privaten Fusswegen, ist im Plan 2 festgelegt. 

6.2 parkierung 

6.2.1 Die Parkplätze sind gemass § 7 WO zum Bau G und gemass den kantonalen 
Parkierungsrichtlinien zu erstellen, wobei die Kurzparkierer nach 
Möglichkeit oberirdisch anzulegen sind. Die Parkierung ist im Plan 4 
richtungsweisend festgelegt. 
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7 REALISIERUNG 

7.1 Gestaltungsplan 

Mit dem ordentlichen Baugesuch ist ein Plan über die Gestaltung und 
Bepflanzung der Aussenräume einzureichen, der vom Gemeinderat 
genehmigt werden muss. 

Dieser plan enthält: 

den Bodenbelag von Wegen und Plätzen 
die Lage und Art der Beleuchtung 
die Bepflanzung und wichtige Bäume 
die Gestaltung von gemeinsamen Aussenbereichen 
die Einfriedigung von privaten Gärten 
die Gestaltung gemeinsamer Entsorgungsanlagen 
die Gestaltung der Kinderspielplätze 

7.2 Quartierplanvertrag 
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7.2.1 Der Quartierplanvertrag ist vor der regierungsrätlichen Genehmigung allseits 
zu unterzeichnen. 

7.2.2 Für die Realisierung der Quartierplanung haben die Grundeigentümer, auf 
der Basis einer privatrecht lichen Vereinbarung (Quartierplanvertrag), eine 
Baulandumlegung durchzuführen. 

7.2.3 Der Quartierplanvertrag regelt alle den Grundeigentümern aus den 
Quartierplanvorschriften erwachsenen Rechte und Pflichten. 

7.3 Spätere parzellierung 

Eine spätere Parzellierung der neu zugeteilten Grundstücke ist gestattet, 
wenn der Bestand der Quartierplanung dadurch nicht verändert wird. 

7.4 Realisierung einzelner Teilkomplexe 

7.4.1 Bei der Realisierung einzelner Bauten sind die gemeinsamen Wege, Plätze, 
Grünflächen und Bäume in einem Umfang zu erstellen, der eine 
befriedigende Funktion und Erscheinung gewährleistet. 

7.5 Etappierung unterirdisches parking 

Am Bau und an der Finanzierung der ParkierungsmOglichkeiten haben sich 
die Grundeigentümer anteilmässig ihres Parkplatzbedarfes zu beteiligen. 
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7.6 Anschluss an die Gemeinschaftsantenne 

Alle Bauten sind an die Gemeinschaftsantenne der Gemeinde Aesch für 
Radio und Fernsehen anzuschliessen. 

7.7 Heizungskonzept 

Das Heizungskonzept ist in enger Zusammenarbeit mit der Gemeinde und 
dem Amt für Umweltschutz und Energie zu realisieren. 

7.8 Entwässerung 

Die Entwässerung hat nach den VSA-Richtlinien zu erfolgen 

7.9 Umbauten und Renovationen 

Die Quartierplan-Vorschriften gelten auch für spätere Umbauten und 
Renovationen. 

8. SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

8.1 Anwendung der Quartierplanvorschriften 
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Der Gemeinderat überwacht die Anwendung der Quartierplan-Vorschriften. Er 
kann geringfügige Abweichungen und Nutzungsverschiebungen zufolge 
veränderter Verhältnisse in AbwAgung der öffentlichen und privaten 
Interessen bewilligen. 

8.2 Aufhebung Vorschriften 

Alle im Widerspruch zu diesen Quartierplan-Vorschriften stehenden 
Vorschriften sind aufgehoben. 

8.3 Inkrafttreten 

8.3.1 Die Quartierplan-Vorschriften treten mit der Genehmigung durch den 
Regierungsrat in Rechtskraft. 

8.3.2 Das Baubewilligungsverfahren gemäss § 22 und § 25 ff der 
Vollziehungsverordnung bleibt vorbehalten. 

8.3.3 Die rechtskräftigen Quartierplan-Vorschriften sind im Grundbuch 
anzumerken. 
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1. MUTATION 
01/ QR/ 

QUARTIERPLAN-REGLEMENT 

QUARTIERPLAN-REGLEMENT 
GEMÄSS RRB 1935 I 2000 

1. MUTATION 

2 1 / '1 

Einleitung - Gestützt auf § 4 des kantonalen 
Baugesetzes (Bau G) vom 15. Juli 1967 
erlässt die Einwohnergemeinde Aesch 
Quartierplan-Vorschriften, .... 

Gestützt auf § 37 ff des kantonalen 
Raumplanuilgs- und Baugesetzes 
(RBG) vom 8. Januar 1998 erlässt die 
Einwohnergemeinde Aesch QuartierpIan­
Vorschriften, .... 
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3.1 

3.1.1 

3.2 

3.2.1 

3.4 

3.4.1 

3.5 

3.5.2 

LAGE UND GRÖSSE DER BAUKÖRPER LAGE UND GRÖSSE DER BAUKÖRPER 

Verbindliche Bauflucht Verbindliche Bauflucht 

Die verbindliche Bauflucht ist eine Baulinie -
im Sinne § 86 Absatz 5 Bau G. 

Die verbindliche Bauflucht ist eine Baulinie 
im Sinne § 97 Absatz 2 (RBG). 

Einzelne Bauteile dürfen diese Bauflucht 
im Sinne der §§ 10, 11 und 12 WO zum 
Bau G überragen. 

Flexible Bauflucht 

Die flexible Bauflucht ist eine Baulinie im 
Sinne von § 86 Absatz 5 BauG. Sie 
gewährieistet die notwendige Flexibilität 
bei der Detailgestaltung der Grundrisse. '" 
'" Andere Bauteile dürfen diese Bauflucht 
im Sinne von § 12 WO zum Bau G 
überragen. 

Arkadenbauflucht 

Die Arkadenbauflucht ist eine Baulinie im 
Sinne von § 86 Absatz 1 und 3 Bau G. Sie 
begrenzt das Geschoss, das bis an diese 
Linie gebaut werden darf. 

Gebäudeorofil 

Einzelne Bauteile dürfen diese Bauflucht 
im Sinne von § 53 (RBV) überragen. 

Flexible Bauflucht 

Die flexible Bauflucht ist eine Baulinie im 
Sinne von § 97 Absatz 2 (RBG). Sie 
gewährleistet die notwendige Flexibilität 
bei der Detailgestaltung der Grundrisse. '" 
... Andere Bauteile dürfen diese Bauflucht 
im Sinne von § 53 (RBV) überragen. 

Arkadenbauflucht 

Die Arkadenbauflucht ist eine Baulinie im 
Sinne von § 96 und 97 Absatz 3 (RBG). 
Sie begrenzt das Geschoss, das bis an 
diese Linie gebaut werden darf. 

Gebäudeorofil 

Die Anzahl der Vollgeschosse ist im Plan 1 -
verbindlich festgelegt. 

Die Anzahl der Vollgeschosse ist im Plan 1 
sowie im Plan 1, 1. Mutation, verbindlich 
festgelegt. 

Aeseh, 23.03.2004 stu QP Milehi, 1. Mutation 
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3.6 

3.5.2 

3.6.3 

4 

4.2 
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6.2 

6.2.1 
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8.3 

8.3.2 

Nutzungsmass 

Das Nutzungsmass ergibt sich aus der 
maximal zulässigen Nutzfläche. 

Sie beträgt: 

Parzelle Nr. 416 1'755 m2 

Nicht zur Nutzung zählen: 

Wintergärten gemäss ZR 5/63 (GV­
Beschluss vom 27.01.1989) 

NUTZUNGSART 

Wohn-/Geschäftsbereich (Bauten entlang der 
Hauotstrasse) 

. AESCH~BL 

Nutzungsmass 

Das Nutzungsmass ergibt sich aus der 
maximal zulässigen Nutzfläche. 

Sie beträgt (unverändert): 

Parzelle Nr. 416 1'755 m2 

Nicht zur Nutzung zählen: 

Unbeheizte Zwischenklimaräume gemäss 
gültigem ZR der Gemeinde Aesch. 

NUTZUNGSART 

Wohn-/Geschäftsbereich (Bauten entlana der 
Hauotstrasse) 

Die Nutzung dient dem Wohnen und wenig -
störenden Betrieben, gemäss ZR 4/63. 
Gebäude in denen Betriebe untergebracht 
sind, müssen sich dem Wohnbaucharakter 
anpassen. 

Die Nutzung dient dem Wohnen und wenig 
störenden Betrieben, gemäss § 21 (RBG). 
Gebäude in denen Betriebe untergebracht 
sind, müssen sich dem Wohnbaucharakter 
anpassen. 

VERKEHRSANLAGEN 

Parkierung 

Die Parkplätze sind gemäss § 7 WO zum 
Bau G und gemäss den kantonalen 
Parkierungsrichtlinien zu erstellen, ... 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

In krafttreten 

Das Baubewilligungsverfahren gemäss § 
22 und § 25 ff der Vollziehungsverordnung 
bleibt vorbehalten. 

VERKEHRSANLAGEN 

Parkierung 

Die Parkplätze sind gemäss § 70 (RBV) zu 
erstellen, ... 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

In krafttreten 

Das Baubewilligungsverfahren gemäss 
§ 118 ff (RBG) und § 86 ff (RBV) bleibt 
vorbehalten. 

Aesch, 23.03.2004 stu QP Milchi, 1. Mutation 
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